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Kurzfassung 
Die Arbeiterkammer Niederösterreich ist die verfassungsgesetzlich eingerichtete Vertretung von 
549.000 ArbeitnehmerInnen in Österreichs größtem Bundesland. Wir bemerken durch unsere 
Beratungstätigkeit sowie den vorliegenden Daten über unser Bundesland Entwicklungen, die unseren 
regionalen Arbeitsmarkt direkt betreffen, aber auf europäischer Ebene zu adressieren sind. Wir setzen 
große Erwartungen in die kommende Europäische Arbeitsbehörde und regen einige weitergehende 
Verbesserungen im Bereich des Entsenderechts an. 

Während die Konjunktur eine positive Entwicklung verzeichnet und die Arbeitsmarktentwicklung 
günstig ist, beobachten wir zunehmend, dass Mindestansprüche in Niedriglohnsektoren, etwa Bau und 
Gastronomie, nicht mehr gewahrt werden. Betroffen sind oft ArbeitnehmerInnen aus neuen 
Mitgliedstaaten. In Niederösterreich sind gegenwärtig 591.300 Personen beschäftigt und rund 58.000 
arbeitslos. 64.533 Beschäftigte stammen aus anderen EU Staaten (53.748 aus Mitgliedstaaten, die 
seit 2004 beitraten), ca. 18.000 von ihnen pendeln über die Grenze. Für Aufträge in Niederösterreich 
wurden zumindest 16.746 Meldungen für Entsendungen von ArbeitnehmerInnen abgegeben. 2016 
und 2017 wurden vier von zehn Strafen nach dem Lohn- und Sozialdumpingbekämpfungsgesetz in 
Niederösterreich verhängt. 

Aus unseren Beratungen wissen wir, dass sehr häufig Sonderzahlungen (Urlaubs- und 
Weihnachtsgeld) und Überstundenentgelt vorenthalten werden. Falschmeldungen zur Sozial-
versicherung werden immer mehr zum Standardfall. In einigen Sektoren – besonders der 
Bauwirtschaft – nehmen Entsendungen zu. 

Ausgehend von unseren Beratungen ist für uns naheliegend, dass ein deutlicher Zusammenhang mit 
der Lohndifferenz besteht, welche sich in bestimmten Branchen sehr stark auswirkt. Es ist zu 
befürchten, dass es sich bei den verschiedenen Formen der Unterentlohnung um mittlerweile 
weitverbreitete Zustände handelt, die sich auf den praktisch erzielbaren Lohn auswirken. In Österreich 
dauerhaft ansässige ArbeitnehmerInnen können mit diesen Löhnen ihren 
Lebensunterhalt nicht bestreiten. 

Die vorliegende Unterlage soll diese Themen aus unserer Sicht zusammenfassen und präsentieren. 

Aus unserer Beratung und unserem Blick auf die Situation in Niederösterreich ergeben sich folgende 
Forderungen: 

» Dienstleistungsfreiheit heißt fairer Wettbewerb von Unternehmen, nicht Wettbewerb
zwischen ArbeitnehmerInnen.

» In der Verordnung für die Sozialsystemkoordination (VO 883/2004) müssen die bei der
Entsendung zu zahlenden Mindestentgelte explizit die Bemessungsgrundlage für
Sozialversicherungsbeiträge im Herkunftsstaat sein.

» Sozialversicherungsbeiträge könnten auch im Beschäftigungsland eingehoben werden um
ihre Eintreibung in entsprechender Höhe sicherzustellen.

» Die maximale Entsendedauer der VO 883/2004 (24 Monate) und der Entsenderichtlinie
müssen aufeinander abgestimmt werden. Beide Regelungen sollten sich an der Praxis – und
damit an einer Dauer von 4 Monaten – orientieren.
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» Europäische Sozial-Mindeststandards um die Lohnnebenkostenstrukturen der
Mitgliedsländer stärker aneinander anzupassen, mit dem Ziel einen fairen Wettbewerb
sicherzustellen.

» Entsenderichtlinie: Die gerade verabschiedeten Änderungen der Entsenderichtlinie sind ein
sehr wichtiger Schritt in die richtige Richtung. Einige Punkte werden uns auch in Zukunft
beschäftigen:

> Mindestbeschäftigungsdauer von mindestens 3 Monaten im Herkunftsland vor
Ausstellung des Entsendungs-A1 Formulars – sowie Mindestbeschäftigungsdauer
im Herkunftsland auch zwischen Entsendungen.

> Reisekosten- und Aufwandersatz muss zumindest den tatsächlichen Kosten oder
höheren Mindestansprüchen im Beschäftigungsland entsprechen, um gute
Unterbringung und Versorgung vom ersten Tag an sicherzustellen.

» Der angekündigte Vorschlag der Kommission zur Einführung einer Europäischen
Sozialversicherungsnummer (ESSN), muss einen wichtigen Beitrag zur Bekämpfung von
Umgehungspraktiken bei der Abführung von Sozialversicherungsbeiträgen leisten.

» Die Europäische Arbeitsbehörde ist ein dringend notwendiger und sehr begrüßenswerter
Schritt in Richtung eines sozialen Europa! Europaweit muss es eine schärfere Gangart
gegen Lohn- und Sozialdumping geben. 

> Die Europäische Arbeitsbehörde muss federführend bei rechtlicher Umsetzung und
Kontrolle der Arbeit gegen Lohn- und Sozialdumping in Europa sein.

> Um ihre volle Wirkung zu entfalten braucht sie Durchgriffsrechte zur Bekämpfung von 
Missbrauch, insbesondere Sozialbetrug, Scheinentsendungen und undokumentierter
Arbeit.

> Die Behörde soll sich nicht nur auf Vermittlung zwischen Mitgliedstaaten
beschränken, sondern auch die Eintreibung verhängter Strafen und nationaler
Sozialversicherungsbeiträge sollen in ihre Kompetenz fallen, weil dies im Rahmen der 
Behördenkooperation nicht zufriedenstellend funktioniert.

> Angesichts der fragmentierten Datenlage ist Forschung mit Praxisbezug und
strukturierte Datenerhebung durch die Behörde unbedingt erforderlich.

> Sozialpartner müssen explizit bei der Schwerpunktsetzung bzw. Programmplanung
eingebunden sein.
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1. Interessenvertretungsauftrag der AK Niederösterreich
Die Arbeiterkammern sind die verfassungsgesetzlich eingerichtete Interessenvertretung aller
ArbeitnehmerInnen in Österreich mit insgesamt ca. 3,7 Millionen Mitgliedern. Die AK Niederösterreich
vertritt 549.000 Mitglieder im größten österreichischen Bundesland und sicherte ihnen allein 2017
insgesamt 50,8 Millionen Euro durch Unterstützung in Arbeits- und Sozialrechtssachen. Wir beraten
jährlich rd. 155.000-mal im Arbeits- und Sozialrecht. Dabei beraten wir zu 95% MitarbeiterInnen aus
Betrieben ohne Betriebsrat und ergänzen somit die Beratungstätigkeiten der Gewerkschaften. Die AK
Niederösterreich bietet konkrete Beratung und Rechtsschutz an, arbeitet aber darüber hinaus
Grundlagen aktueller wirtschaftlicher und sozialer Entwicklungen auf und kommuniziert diese für ihre
Mitglieder.

2. Unser Umfeld – die Herausforderungen in Niederösterreich
Der aktuelle Jahresbericht zur Arbeitskräftemobilität innerhalb der EU1 zeigt eine steigende Tendenz
hin zu einem weiteren europäischen Arbeitsmarkt, der durch verschiedene Formen der Beschäftigung
realisiert wird. Zum einen gibt es Menschen, die ihren Wohnsitz in das Beschäftigungsland verlagern
(Umziehende), Menschen, die den Wohnsitz in ihrem Heimatland weiter aufrechterhalten, aber in ein
anderes Mitgliedsland „hineinarbeiten“ (Pendler) und letztlich Menschen, die im Rahmen von
Entsendungen für Aufträge ihres Arbeitgebers in anderen Mitgliedsländern tätig werden.

Der genannte Bericht identifiziert eindeutige Trends im zentraleuropäischen Gebiet zwischen 
Österreich, Ungarn, der Slowakei und Tschechien. Niederösterreich ist in dieser Region zentral gelegen, 
es bestehen Grenzen zu Tschechien und der Slowakei, Ungarn ist unmittelbar benachbart. Wien ist als 
bedeutender Wirtschaftsfaktor liegt eingebettet in Niederösterreich. Daher erfahren wir die 
Phänomene grenzüberschreitenden Arbeitens in unserer Beratungstätigkeit direkt, sehen die Effekte 
in den uns zur Verfügung stehenden Arbeitsmarktdaten und versuchen unsere spezifische Lage 
darzustellen. 

Der folgende Abschnitt 2 gliedert sich dazu in Feststellungen bezüglich unseres Arbeitsmarktes, mit 
denen wir seine Zusammensetzung anhand ähnlicher Kategorien wie jenen des Berichts darstellen, 
stellen das uns verfügbare Datenmaterial zu Entsendungen dar und klären über Resultate der 
Bekämpfung von Lohn- und Sozialdumping in Österreich und insbesondere Niederösterreich auf. 

2.1. Kräftiges Wirtschaftswachstum – hohe Arbeitskräftemobilität 
Die österreichische und damit die niederösterreichische Wirtschaft befindet sich in einer Phase der 
Hochkonjunktur, die von der Inlandsnachfrage getragen wird. Aber auch die Exporttätigkeit hat seit 
Ende 2016 an Schwung gewonnen. Das BIP im Jahr 2017 wird voraussichtlich 3 % erreichen – die 
höchste Steigerungsrate seit 2011. Ein Wachstum von mehr als 3 % wurde zuletzt in den beiden 
Hochkonjunkturjahren 2006 und 2007 verzeichnet. 

Die wirtschaftliche Aufwärtsentwicklung im gesamten europäischen Raum sorgte für eine nachhaltige 
Nachfrage nach Arbeitskräften, sowohl im Inland, als auch in Ländern, deren BürgerInnen mangels 
entsprechender Angebote in den Heimatländern in NÖ Arbeit suchen. 

Niederösterreich hat einen hochattraktiven Arbeitsmarkt, der aufgrund einer sehr begrüßenswerten 
wirtschaftlichen Entwicklung weiterhin wächst. Über die letzten Jahre beobachten wir Auswirkungen 
dieser Entwicklung, die aber Herausforderungen auf dem Arbeitsmarkt darstellen. 

1 Fries-Tersch, Tugran, Rossi, Bradley, 2017 annual report on intra-EU labour mobility, Brussels 2018 
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2.2. Steigendes Arbeitskräfteangebot – 2017 höchstes Beschäftigungsplus seit 2008 
2017 waren knapp 591.300 Personen (Männer: 333.151, Frauen: 258.131) in Niederösterreich 
beschäftigt. Mit Blick auf die Mobilität von Arbeitskräften kann man feststellen, dass ca. 17% (100,541) 
der Unselbständigen eine andere als die österreichische Staatsbürgerschaft haben, davon 64.533 aus 
den EU 28 (53.748 aus EU-Mitgliedstaaten die seit 2004 beitraten), arbeiten also grenzüberschreitend. 

Von diesen stellen ungarische StaatsbürgerInnen die größte Gruppe mit über 16.000 Beschäftigten, 
hinzu kommen 9.500 Personen aus Rumänien, ca. 8.900 aus der Slowakei und 7.900 jeweils aus 
Deutschland und Polen.  

Von den rd. 100.500 unselbstständig aktiv Beschäftigten ohne österreichische Staatsbürgerschaft 
haben ca. 55.000 ihren Wohnort im Bundesland Niederösterreich (ca. 55 %). Etwas mehr als 18.000 
(18%) Personen haben ihren Wohnsitz im Ausland und sind meist Grenzpendler aus Tschechien, 
Ungarn und der Slowakei. 

Der Anteil von Personen nicht-österreichischer Staatsbürgerschaft schwankt stark zwischen den 
Branchen (von ca. 57 % in der Land- und Forstwirtschaft bis lediglich 2,4 % in der Energieversorgung). 
Im produzierenden Bereich „Herstellung von Waren“ lag der Anteil bei ca. 16 %. 

Traditionell hoch ist der Anteil an Beschäftigten ohne österreichische Staatsbürgerschaft im 
Tourismus, hier hatten 42 von 100 Beschäftigten keine österreichische Staatsbürgerschaft. Von der 
Anzahl der Beschäftigten aus gesehen sind vor allem der produzierende Bereich, Bau, Handel sowie 
der Tourismusbereich die wichtigsten Arbeitgeber. Die meisten ArbeitnehmerInnen mit nicht-
österreichischem Pass sind die knapp 16.600 Beschäftigten im Handel, gefolgt von der Herstellung 
von Waren mit knapp 16.000, 12.400 sind am Bau beschäftigt, im Tourismusbereich ca. 10.000 
Personen. 

2.3. Arbeitslosigkeit weiterhin über dem Niveau vor der Finanz- und Wirtschaftskrise 
2017 gab es 10.600 Aktivbeschäftigte mehr als 2016, was einem Beschäftigungszuwachs von rd. 1,8% 
entspricht. 

Ab Februar 2017 ist es gelungen die Arbeitslosigkeit monatlich immer mehr zu reduzieren, obwohl es 
ein großes Arbeitskräfteangebot gab. Dennoch: Die Arbeitslosigkeit übersteigt immer noch das 
Vorkrisenniveau deutlich. (Arbeitslosenrate 2008: 5,8%; Prognose 2018: 8,1%). 

Absolut gesehen gab es die größten Beschäftigungszuwächse bei nicht österreichischen Staats-
bürgerInnen in den Branchen „Sonstige wirtschaftliche Dienstleistungen" (vor allem Arbeitskräfte-
überlasser) (+ 1.500), gefolgt von "Herstellung von Waren" (Industrie im klassischen Sinne) (+ 1.205), 
"Verkehr & Lagerei" (+ 939), „Bau" (+ 854) und „Handel" (+ 737) zu verzeichnen. 

Diese Dynamik kann schon seit 2009 beobachtet werden. Beschäftigungszuwächse wirken sich 
stärker auf Menschen mit nicht österreichischer Staatsbürgerschaft aus. Lässt die Beschäftigung nach, 
so wirkt sich dies meist stärker auf Beschäftigte mit österreichischer Staatsbürgerschaft aus.  

490.741 100.541

B e s c h ä f t i g t e  i n  N i e d e r ö s t e r r e i c h  n a c h  S t a a t s b ü r g e r s c h a f t

österreichische SB Nicht österreichische SB
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Tabelle: Beschäftigungszuwachs nach Jahren 

1.5. 2011 
AM-
Öffnung 
CZ,SK, 
HU, SI, PL, 
ES, LT, LI 

1.1. 2014 
AM-
Öffnung 
BG, RO 

2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 
ö. Staatsb. -7.168 -782 3.541 939 -3.149 -1.695 1.425 3.132 4.540
n.ö. Staatsb. -1.601 2.381 6.043 6.560 3.449 5.482 4.606 5.963 6.055 
Gesamt -8.769 1.599 9.584 7.499 300 3.787 6.031 9.095 10.594 

Im Jahr 2017 waren knapp 58.000 Personen in Niederösterreich arbeitslos gemeldet. Davon hatten 
rund 46.600 Personen die öst. Staatsbürgerschaft, 4.600 eine Staatsbürgerschaft anderer EU-Staaten, 
1.875 hatten eine türkische Staatsbürgerschaft, knapp 4.900 waren Staatsangehörige weiterer 
Drittstaaten.  

Speziell Personen mit nicht-österreichischer Staatsbürgerschaft hatten 2017 höhere Anteile bei 
Berufen mit geringerer Qualifizierung und sind dadurch anteilsmäßig auch stärker von Arbeitslosigkeit 
betroffen. Die besonders stark von Arbeitslosigkeit betroffenen Berufsgruppen, von insgesamt ca. 
11.400 arbeitslosen Personen mit nicht-österreichischer Staatsbürgerschaft, waren: Hilfsberufe 
allgemeiner Art (2.324), Rauchfangkehrer/innen & Gebäudereiniger/innen (1.112) und Bauberufe 
(766). 

Zusammenfassend müssen wir feststellen, dass sich das Beschäftigungswachstum stärker auf 
Menschen nicht österreichischer Staatsbürgerschaft ausgewirkt hat, die zudem relativ häufig in 
Niedriglohnbranchen tätig sind. Menschen nicht österreichischer Staatsbürgerschaft sind aber auch 
vergleichsweise stärker von Arbeitslosigkeit betroffen. Die Arbeitslosigkeit steigt, besonders bei 
ArbeitnehmerInnen mit niedriger formaler Qualifikation bzw. ihre Arbeitslosigkeitsperioden nehmen in 
der Dauer zu.  Die Kombination aus niedriger Qualifikation und langer Arbeitslosigkeit macht den 
Wiedereinstieg in den Arbeitsmarkt sehr schwierig. 

Dennoch beobachten wir über die letzten 
Jahre Effekte, die unserer Ansicht nach 
nicht im Sinne eines funktionierenden 
europäischen Arbeitsmarktes sein 
können. Wie wir später darlegen ergibt 
sich oft aus unserer Beratung, dass 
Menschen aus neuen Mitgliedsstaaten am 
niederösterreichischen Arbeitsmarkt teil-
nehmen, aber dabei ihre Mindestan-
sprüche nicht geltend machen können. 

+ 781

+ 15.592

+ 38.939 

+ 8.731 
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2.4. Entsendungen 
Im Jahr 2016 gab es nach Eurostat-Daten auf Grundlage ausgestellter „A1“ Formulare österreichweit 
ca. 120.000 Entsendungen von ArbeitnehmerInnen nach Österreich. Dies stellte ein Plus von 10,6% im 
Vergleich zum Vorjahr dar. Der Großteil der Entsende-Formulare wurde in den österreichischen 
Nachbarstaaten Slowenien (37,6%), Deutschland (25,1%), der Slowakei (10,2%) und Ungarn (9,9%) 
ausgestellt. Aufgrund verschiedener Faktoren weichen diese Zahlen von nationalen Meldestellen ab.2 

In Österreich müssen Entsendungen bei der Zentralen Koordi-
nationsstelle des Bundesministeriums für Finanzen (ZKO) gemeldet 
werden. Diese Stelle nahm im Jahr 2016 Entsendemeldungen für 
169.775 ArbeitnehmerInnen, sowie ca. 25.900 Meldungen für 
Arbeitskräfteüberlassungen entgegen3. Für Aufträge in 
Niederösterreich wurde rund ein Zehntel der Entsendemeldungen 
(16.746) vorgenommen, wobei Wien in Österreich die 
Spitzenposition mit 32.994 Meldungen einnahm. 40.642 waren 
keinem Bundesland zuzuordnen, es ist aber anzunehmen, dass viele 
der nicht zuzuordnenden Entsendungen auch in die österreichische 
„Ostregion“ inkl. Steiermark stattfanden. Auf die österreichischen 
Bundesländer Wien, Niederösterreich, Burgenland und Steiermark 
entfielen fast 80.642 entsendete ArbeitnehmerInnen.  

Niederösterreich ist durch seine zentrale Lage den Auswirkungen des liberalisierten 
Dienstleistungsmarktes stark ausgesetzt. Die Großstadt Wien liegt inmitten von Niederösterreich, 
wodurch wirtschaftliche Auswirkungen auf Wien natürlich im Umland spürbar werden. Entsendungen 
aus anderen EU-Staaten nach Wien haben daher zwangsläufig auch Auswirkungen auf den 
niederösterreichischen Arbeitsmarkt. 

Gleichzeitig besteht eine große örtliche Nähe zu 
Mitgliedstaaten mit niedrigeren Lebenshaltungskosten. 
Eine Entsendung nach Österreich ist daher für viele 
Beschäftigte aus diesen Mitgliedsstaaten ein attraktives 
Jobangebot. Eine der am stärksten nachgefragten Branchen 
im Entsendebreich ist die Bauwirtschaft. Die oben 
genannten Daten von Eurostat gehen davon aus, dass etwa 
56% aller Entsendungen nach Österreich in die 
Bauwirtschaft stattfinden. Laut Daten der Bauarbeiter 
Urlaubs- und Abfertigungskasse (BUAK) dauerten 68,9% der 
Entsendungen nach Österreich im Baubereich max. 90 Tage 
– also sind fast 70% Entsendungen im Baubereich kürzer
als 3 Monate. 

Aufgrund der Verordnung zur Sozialsystemkoordination verbleiben Entsendete – unabhängig von 
arbeitsrechtlichen Ansprüchen - für 2 Jahre im Sozialversicherungssystem des Herkunftstaates. 
Lohnsteuer richtet sich nach den jeweiligen Doppelbesteuerungsabkommen, kurzzeitig Entsendete 
trifft aber im Normalfall keine Steuerpflicht in Österreich. 

2 Eine Übersicht solcher Faktoren findet sich in De Wispelaere & Pacolet, Posting of Workers – Report on A1 Portable Documents 
issued in 2016, Brüssel, S 12f 
3 Antwort v. 29.3.2017 des Bundesministers für Finanzen auf Parlamentarische Anfrage Nr. 11713/J v. 1.2. 2017 
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2.5. Lohn- und Sozialdumping 
Das Lohn- und Sozialdumping-Bekämpfungsgesetz (LSD-BG) soll ArbeitnehmerInnen das zustehende 
Entgelt für die geleistete Arbeit in Österreich sichern. Damit wird auch ein fairer Wettbewerb zwischen 
Unternehmen sichergestellt. Kontrolliert wird durch die Krankenkassen, Finanzpolizei und die BUAK im 
Baubereich. 

Strafbar nach dem LSD-BG sind Verletzungen von Melde- und Unterlagenvorlagepflichten, sowie 
insbesondere Unterentlohnung, also eine Bezahlung unterhalb der österreichischen kollektiv-
vertraglichen Mindestansprüche, auch im Falle von Entsendungen. 

Es gab seit Inkrafttreten des LSD-BG 2011 bis Ende März 2018 2.684 Anzeigen wegen Unterent-
lohnung. 1.460 (54%) dieser Anzeigen betrafen ausländische Unternehmen.  1.274-mal wurden im 
gleichen Zeitraum Strafen verhängt (zu 58% an ausländische Unternehmen) - 3.522 Arbeit-
nehmerInnen waren davon betroffen. 

Die Strafen umfassten allein 2017 einen Betrag von 10,5 Mio €.  Im Zeitraum von 2016 bis 2017 
wurden 4 von 10 Strafen in Niederösterreich verhängt. Seit Inkrafttreten des LSD-BG wurde ein 
Viertel aller Strafen in NÖ verhängt. 

Soweit eine Aufschlüsselung nach Branchen möglich ist, sind vorbereitende Baustellenarbeiten, 
Hochbau und Gastronomie am stärksten betroffen. 

Schon 2016 gab es Berichte einer österreichischen Bezirkshauptmannschaft, dass trotz verhängter 
Strafen in Höhe von 1,1 Mio € an ausländische Unternehmen nur 2.000 € vollstreckt werden konnten. 
In Anekdoten erreichen uns bis heute Berichte über Resignation in den zuständigen Behörden, die 
teilweise schon aufgegeben haben, ihre Bescheide im Ausland eintreiben zu lassen, weil sie die 
Übersetzungskosten nicht rechtfertigen können. 

Die untenstehenden Grafiken zeigen die Verteilung rechtskräftiger Entscheidungen wegen 
Unterentlohnung, nach Bundesländern, sowie Herkunftsländern der Unternehmen seit Inkrafttreten 
des LSD-BG. Kontrollen der BUAK im ersten Halbjahr 2017 ergaben, dass bei etwa 1,2% der 
kontrollierten österreichischen Betriebe und bei 44,1% der Unternehmen aus anderen Herkunfts-
ländern Verdachtsfälle auf Unterentlohnung bestanden. 

 

Verurteilungen von Unternehmen wegen Unterentlohnung (Ö, 2011 – 2017) 

Nach Bundesländern Nach Herkunftsländern des Unternehmens 
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3. Konkrete Beispiele aus unserer Tätigkeit 

3.1. Geringfügig beschäftigter Molkereiarbeiter im Bezirk Waidhofen an der Thaya 
Unsere Bezirksstelle in Waidhofen an der Thaya unterstützt zurzeit einen AK-zugehörigen 
rumänischen Hilfsarbeiter einer Molkerei bei der Einforderung von über 12.000 Euro. Etwa 5.000 € 
stehen allein für erbrachte Überstunden aus. In nur dreieinhalb Monaten hatte er 412 Überstunden 
geleistet. 2016 hatte er kein Weihnachtsgeld und kein Urlaubsgeld erhalten. Er war vom Unternehmen 
als geringfügig Beschäftigter gemeldet worden. 

3.2. Küchenhilfen im Bezirk Hollabrunn 
Zwei tschechische Küchenhilfen arbeiteten monatelang in einem Lokal im Bezirk Hollabrunn. Bei der 
Abrechnung wurde auf Bezahlung von über 200 Überstunden, sowie Urlaubs- und Weihnachtsgeld 
„vergessen“. Für die Beratung mussten wir Dolmetscher engagieren, sodass wir die Arbeitneh-
merinnen überhaupt über ihre Rechte aufklären, und den Fall bearbeiten konnten. Letztlich klagten wir 
15.000 Euro für unsere zwei Mitglieder ein. 

Falschmeldungen bei der Sozialversicherung, schlechtes Verständnis der deutschen Sprache 
verbunden mit Nicht-Auszahlung von Sonderzahlungen und Überstunden kommen bei uns in der 
Beratung gerade bei Beschäftigten aus neuen Mitgliedstaaten sehr häufig vor. Wenn diese AK-
zugehörig sind, stehen uns die Mittel zur Verfügung, die Ansprüche auch in Österreich durchzusetzen. 

3.3. Insolvenzen 
Unsere Insolvenzabteilung unterstützt unsere Mitglieder bei der Geltendmachung ihrer offenen 
Ansprüche im Falle einer Dienstgeberinsolvenz. Aus der Beratungstätigkeit können wir ein Sittenbild 
bestimmter Branchen zeichnen, das nicht im Sinne eines sozialen Europas sein kann: 

Scheinunternehmen in Insolvenz 

In einem laut Firmenbuch in Österreich ansässigen Bauunternehmen waren Arbeiter aus Ungarn und 
der Slowakei angestellt, die der deutschen Sprache kaum mächtig waren. Tatsächlich kannten sie nur 
ihre Poliere und Vorarbeiter als Ansprechpartner, teilweise nur mit Vornamen. Weil das Unternehmen 
– zu Recht – als Scheinunternehmen qualifiziert wurde, ersetzte aber die Insolvenz-Entgelt Fonds 
Service GmbH (IEF) die im Zuge der Insolvenz angemeldeten Gelder nicht. In diesem Fall liefen auch 
Haftungen von Generalunternehmern ins Leere, da diese glaubhaft machen konnten, von der 
Nichtzahlung des Entgelts nichts wissen zu können. Die meisten Arbeiter erhielten nämlich in den 
ersten drei Monaten zumindest den österreichischen Mindestlohn. Die AK Niederösterreich setzt sich 
stark für die Verhinderung von Sozialbetrug und den Kampf gegen Scheinunternehmen ein. Was hier 
jedoch nur zurück bleibt ist ein errichtetes Gebäude, jedoch auch Arbeiter, die dafür nicht den gerechten 
Lohn bekommen haben. 

Solche Fälle haben in unserer Erfahrung praktisch immer grenzüberschreitende Komponenten. Die 
slowakischen und ungarischen Bauarbeiter sind es schon gewohnt, kaum mehr zu wissen, als den 
Namen des Vorarbeiters der Partie. Sie nehmen die schlechte Bezahlung in Kauf, weil sie so immer 
noch mehr verdienen als daheim. Das ändert nichts daran, dass sie letztlich nicht ihren gerechten Lohn 
erhalten. 

Die Entsendekonstruktion 

Wir arbeiten zurzeit gemeinsam mit KollegInnen aus dem Burgenland die Reste einer Unterneh-
menskonstruktion aus 2 österreichischen und einer ungarischen Gesellschaft auf. 70 ungarische 
MitarbeiterInnen wurden für eine Dauer von knapp unter 2 Jahren aus Ungarn für Tätigkeiten in 
Österreich entsendet.  
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Trotz strenger Vorschriften für öffentliche Auftraggeber gaben die Arbeiter an, auf Baustellen vieler 
öffentlicher Projekte, etwa Krankenhäusern, gearbeitet zu haben.  

Nach Insolvenz der österreichischen Unternehmen stellte das ungarische Unternehmen auch den 
Betrieb ein. Unserem Letztstand nach wurde immer noch nicht Insolvenz in Ungarn eröffnet, die 
dortigen MitarbeiterInnen sahen aber kein Geld. Da sie entsandte ArbeitnehmerInnen waren, stehen 
ihnen auch keine Ansprüche gegenüber der IEF zu. Für uns liegt der Verdacht nahe, dass es der 
Hauptzweck des ungarischen Unternehmens war, möglichst billig Arbeitskräfte für die öster-
reichischen Gesellschaften bereitzustellen. 

3.4. Lohn- und Sozialdumping bei der Entsendung am Bau 
Im August 2017 spielte sich in Niederösterreich ein Musterbeispiel für einen typischen Fall des Lohn- 
und Sozialdumpings im Entsendebereich ab. Betroffen waren 6 Arbeitnehmer eines Entsendebetriebs, 
die im August 2017 Isolierungs- und Schalerarbeiten durchführten. Nach einer Baustellenkontrolle, bei 
der sich der Verdacht der Unterentlohnung ergab, reichte das Unternehmen auch keine Lohnunterlagen 
nach. Die Arbeiter gaben an, zwischen 600 und 800 Euro brutto für die Vollzeittätigkeit zu verdienen – 
was eine massive Unterentlohnung gegenüber österreichischen Mindestansprüchen darstellen würde. 
Es ist klar, dass es sich hier um 6 potenzielle Verwaltungsübertretungen handelt und nicht um ein 
einziges „Versehen“, sondern um systematisches Unterlaufen österreichischer Mindestregelungen. 
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4. Wo unsere Grenzen liegen – Kooperationen mit anderen Organisationen

Die Arbeiterkammer darf Arbeits- und Sozialrechtsunterstützung nur für ihre Mitglieder leisten.
Entsendete sind aber durch ihre Sozialversicherung im Herkunftsstaat keine Mitglieder. Dadurch
ergibt sich ein mittlerweile großer Bereich des Arbeitsmarktes, den wir nur statistisch und durch
seine Auswirkungen auf das Lohnniveau und die Beschäftigtenstruktur wahrnehmen, in dem uns
aber konkrete Fälle im Detail meist entzogen sind. In diesem Bereich greifen Arbeiten der
Gewerkschaften, der ZKO, von Sozialversicherungsträgern, des Arbeitsmarktservice und der
BUAK. Durch diese Institutionen ergibt sich für uns dann ein kompletteres Bild.

Die Gewerkschaft Bau-Holz (GBH) formulierte einen Beschwerdebrief an die Europäische
Kommission datiert vom 25.9.2017. Dort erläutern die KollegInnen aus der Fachgewerkschaft,
basierend auf Daten der BUAK, Probleme bei Entsendungen:

» Herkunftsstaaten ziehen in der Praxis oft ihre eigenen Mindestlöhne als Bemessungs-
grundlage für Sozialversicherungsbeiträge heran, nicht aber das in Österreich zu bezahlende
Mindestentgelt.

» Selbst bei korrekter Bezahlung entsprechen deshalb die geleisteten Lohnnebenkosten
entsendeter ArbeitnehmerInnen überhaupt nicht dem Wert der geleisteten Arbeit. 

» In der Praxis sind Kettenentsendungen und Aufnahme in das Unternehmen nur zum Zwecke
der Entsendung zum Normalfall geworden. Die Entsendung mit ihrer klassischen Form, vor
dem Hintergrund der Rückkehr und Arbeit im Herkunftsland, ist sehr selten geworden.

Bei Entsendeten fallen die Lohnnebenkosten meist im Herkunftsstaat 
an. Das deutsche statistische Bundesamt zeigt in einer Auswertung5, 
dass die Arbeitgeber-Lohnnebenkosten im produzierenden Gewerbe 
und bei wirtschaftlichen Dienstleistungen in Ungarn, Polen, Bulgarien 
und Rumänien bei 18-25% liegen, in Österreich bei 36%. Das heißt, 
Entsendungen „importieren“ diese niedrigen Lohnnebenkostensätze 
nach Österreich. Unter diesen Bedingungen fällt fairer Wettbewerb 
schwer. 

Mehr als das: Die Lohndifferenz zwischen den neuen Mitgliedsländern 
und alten Mitgliedsländern wie Österreich ist sehr hoch. Beispielhaft sind 
anbei die Mindestbruttomonatslöhne für unqualifizierte Bauarbeiter 
angeführt.  

In der Praxis geben sich viele ArbeitnehmerInnen offenbar mit weniger 
als den österreichischen Mindestansprüchen zufrieden und bestehen 
gar nicht auf den vollen Mindestansprüchen nach österreichischem 
Recht – selbst ohne Sonderzahlungen, Zulagen und Taggelder verdienen 
sie ein Vielfaches der Löhne in ihrem Herkunftsland. 

4 https://www.constructionworkers.eu/de/ro  
5 https://www.destatis.de/Europa/DE/Thema/BevoelkerungSoziales/Arbeitsmarkt/HoeheLohnnebenkosten.html zuletzt 
abgerufen am 24.05.2018 

Mindestbruttomonatslöhne 
für unqualifizierte 
Bauarbeiter  
(Quelle: Europ. Föderation  
der Bau- und Holzarbeiter4)

AT 2.041,64 € 

BG 352,80 € 

DE 2.006,09 € 

HU 434,96 € 

RO 409,92 € 

SI 450 € 

SK 405 € 

https://www.constructionworkers.eu/de/ro
https://www.destatis.de/Europa/DE/Thema/BevoelkerungSoziales/Arbeitsmarkt/HoeheLohnnebenkosten.html
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» Diese Situation bemerken wir sowohl in unseren praktischen Beratungsfällen, die 
österreichische Dienstverhältnisse betreffen, als auch in den regelmäßigen 
Entsendeproblematiken, die uns durch die Arbeit von Gewerkschaften und Behörden bekannt 
werden. 

» Gleichzeitig bemerken wir seit Jahren eine starke Verlagerung des Niedriglohnsektors auf 
Arbeitskräfte mit nicht-österreichischer Staatsbürgerschaft. 

» Für uns ist dieser Effekt auch nicht überraschend: Österreichische kollektivvertragliche 
Lohnvereinbarungen richten sich nach den österreichischen Lebenshaltungskosten und 
Lohnnebenkostenstrukturen. Wenn österreichische Mindestansprüche nicht gewahrt 
bleiben, ist es für dauerhaft in Österreich Ansässige nicht mehr sinnvoll, in der jeweiligen 
Branche zu arbeiten. 

» Gleichzeitig sind diese Mindestansprüche, selbst wenn sie nicht zur Gänze bezahlt werden, 
ein attraktives Angebot für Arbeiter aus vielen Mitgliedstaaten und Drittstaaten. 
Niederösterreich und Wien liegen relativ nah, so dass regelmäßige Heimfahrten realistisch 
sind, der niederösterreichische Arbeitsmarkt ist hochattraktiv. 

» Dabei bleiben aber die Rechte der Beschäftigten, auf beiden Seiten der Grenze, auf der 
Strecke. Auch die Beschäftigten aus den neuen Mitgliedsländern werden um ihren gerechten 
Lohn betrogen. 

Es entsteht ein Wettbewerb zwischen den Beschäftigten, NICHT zwischen den Unternehmen. 

 
» Wir bekennen uns zu einem sozialen Europa und wollen allen in Österreich Beschäftigten, 

seien sie nach österreichischem Recht oder im Rahmen von Entsendungen in Österreich tätig, 
ihren gerechten Lohn sichern. 

» In diesem Sinne und zu diesem Zweck sehen wir die Einrichtung einer Europäische 
Arbeitsbehörde als unbedingt notwendigen Schritt, da wir nur so die grenzüberschreitenden 
Herausforderungen nachhaltig und gemeinsam stemmen können.  
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5. Forderungen 
» Verringerung des Drucks auf den (nieder-)österreichischen Arbeitsmarkt und Sicherstellung 

einer Teilnahme aller in Niederösterreich arbeitenden Menschen am österreichischen 
Sozialversicherungssystem. 

> Dienstleistungsfreiheit heißt fairer Wettbewerb von Unternehmen, nicht Wettbewerb 
zwischen ArbeitnehmerInnen. 

» In der Verordnung für die Sozialsystemkoordination (VO 883/2004) müssen die bei der 
Entsendung zu zahlenden Mindestentgelte explizit die Bemessungsgrundlage für 
Sozialversicherungsbeiträge im Herkunftsstaat sein. 

» Sozialversicherungsbeiträge könnten auch im Beschäftigungsland eingehoben werden, um 
ihre Eintreibung in entsprechender Höhe sicherzustellen. 

» Die maximale Entsendedauer der VO 883/2004 und der Entsenderichtlinie müssen 
aufeinander abgestimmt werden. Beide Regelungen sollten sich an der Praxis – und damit an 
einer Dauer von 4 Monaten – orientieren. 

» Mindeststandards (u.a. im Sinne von Mindestbeitragssätzen zu 
Sozialversicherungssystemen) um die Lohnnebenkostenstrukturen der Mitgliedsländer 
stärker aneinander anzupassen, mit dem Ziel einen fairen Wettbewerb sicherzustellen. 

» Entsenderichtlinie: Die gerade verabschiedeten Änderungen der Entsenderichtlinie sind ein 
sehr wichtiger Schritt in die richtige Richtung. Einige Punkte werden uns auch in Zukunft 
beschäftigen: 

> Die Entsendedauer mit 12 Monaten, die um zusätzliche 6 Monate verlängerbar ist, ist 
immer noch länger als die durchschnittliche Entsendung in Europa. Im Baubereich in 
Österreich sind fast 70% der Entsendungen nach 90 Tagen vorbei. Mittelfristig muss 
die maximale Entsendedauer an 4 Monate herangeführt werden, denn längere 
Entsendungen fördern Umgehung von Lohnnebenkosten. 

> Entsendete werden weiterhin in Wirklichkeit im Herkunftsland gar nicht tätig sein, 
sondern nur zum Zwecke der Entsendung aufgenommen. Dies schafft einen 
„Entsendetenarbeitsmarkt“ und in der Praxis wird direkt zwischen 
Entsendebetrieben gewechselt. 

> Deshalb: Mindestbeschäftigungsdauer von mindestens 3 Monaten im Herkunftsland 
vor Ausstellung des Entsendungs-A1 Formulars – sowie Mindest-
beschäftigungsdauer im Herkunftsland auch zwischen Entsendungen. 

> Reisekosten- und Aufwandersatz muss zumindest den tatsächlichen Kosten oder 
höheren Mindestansprüchen im Beschäftigungsland entsprechen, um gute 
Unterbringung und Versorgung vom ersten Tag an sicherzustellen.  

» Auch im Transportbereich müssen Regelungen zur Anwendung kommen, die Mindestlöhne im 
Sinne von gleichem Lohn für gleiche Arbeit am gleichen Ort für die FahrerInnen sichern. 

» Der noch anstehende Vorschlag der Kommission zur Einführung einer Europäischen 
Sozialversicherungsnummer (ESSN), der leider nicht wie angekündigt von der Kommission mit 
dem Paket zur sozialen Gerechtigkeit vorgelegt wurde, könnte einen wichtigen Beitrag zur 
Bekämpfung von Umgehungspraktiken bei der Abführung von Sozialversicherungsbeiträgen 
leisten. Den Versicherungsstatus von Betroffenen würde damit schnell geklärt werden und die 
Rechte der ArbeitnehmerInnen würden gewährleistet. 
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» Die Europäische Arbeitsbehörde ist ein dringend notwendiger und sehr begrüßenswerter 
Schritt zu einem sozialen Europa. Die Behörde muss aber auch in der Lage sein eine starke 
Rolle zu spielen. Die aus unserer Sicht wichtigsten Kompetenzen einer Europäischen 
Arbeitsbehörden sollten folgende Bereiche erfassen: 

> Durchgriffsrechte zur Bekämpfung von Missbrauch, insb. Sozialbetrug, Schein-
entsendungen und undokumentierter Arbeit. Die Behörde soll diesen Namen auch 
verdienen und sich nicht nur auf Vermittlung zwischen Mitgliedstaaten beschränken. 
Verhängte Strafen und Eintreibung nationaler Sozialversicherungsbeiträge sollen 
auch in ihre Kompetenz fallen. Europaweit muss es eine schärfere Gangart gegen 
Lohn- und Sozialdumping geben, an deren Spitze eine echte Europäische Stelle 
stehen soll. 

> Sozialpartner sollen explizit an der Schwerpunktsetzung bzw. Programmplanung 
eingebunden sein. Gleichzeitig muss sichergestellt werden, dass die Arbeitsbehörde 
nicht in die Kollektivvertragsautonomie der österreichischen Sozialpartner eingreift. 

> Sowohl Datenerhebung als auch Forschung mit Praxisbezug durch die Arbeits-
behörde wären angesichts der fragmentierten Datenlage sehr wertvolle Werkzeuge 
für einen fairen europäischen Arbeitsmarkt. 

> Europäische Wettbewerbsbehörden haben starke Durchsetzungsbefugnisse. Eine 
Europäische Arbeitsbehörde soll letztlich auch eine Art fairen Wettbewerb 
sicherstellen. In einem gemeinsamen Binnenmarkt müssen auch gemeinsame 
Regeln durchgesetzt werden. 
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